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MITTEILUNG DER KOMMISSION AN DEN RAT, DAS EUROPÄISCHE 
PARLAMENT, DEN EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSS 

UND DEN AUSSCHUSS DER REGIONEN 

Migration und Entwicklung: Konkrete Leitlinien  

1. Einleitung 

In einer Mitteilung vom Dezember 20021 unternahm die Kommission u. a. erstmals den 
Versuch, die Beziehung zwischen Migration und Entwicklung zu klären, mehrere zentrale 
Initiativen vorzuschlagen und die Kohärenz zwischen den beiden Politikbereichen zu fördern.  

Seither nimmt die Thematik Migration und Entwicklung einen wichtigen Platz auf der 
globalen politischen Agenda ein. Sowohl die Staaten als auch internationale Organisationen 
sehen die Migration als ein Phänomen, das, angemessene politische Maßnahmen 
vorausgesetzt, sehr positive entwicklungspolitische Auswirkungen haben kann. Die Ver-
knüpfung von Migration und Entwicklung ist eins der zentralen Themen, mit denen sich 
zurzeit die Global Commission on international migration (GCIM) beschäftigt, deren Bericht 
für Oktober 2005 erwartet wird. Dass 2006 im Rahmen der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen ein “Hochrangiger Dialog über Migration und Entwicklung” stattfinden 
soll, zeigt wie wichtig diese Debatte ist, die die Entwicklungsländer mit großer 
Aufmerksamkeit verfolgen. Auch das Europäische Parlament befasste sich in einer Anhörung 
im März 2005 u. a. mit dieser Thematik. 

Vor dem Hintergrund zunehmend globalisierter Migrationsströme will die Kommission 
deshalb mit dieser Mitteilung weitere Überlegungen in die Debatte einbringen. Sie wird darin 
durch den Rat2 und das vom Europäischen Rat gebilligte Haager Programm3 bestärkt. 
Gleichzeitig soll diese Mitteilung zur Ausgestaltung des in den Schlussfolgerungen des 
Europäischen Rates von Tampere (1999) festgelegten Konzepts der gemeinsamen 
Entwicklung beitragen. 

Nach Auffassung der Kommission könnten die Entwicklungsziele durch die Verknüpfung von 
Migration und Entwicklung beträchtlich vorangebracht werden. Das heißt jedoch nicht, dass 
auf eine Aufstockung der öffentlichen Entwicklungshilfe und effizientere Maßnahmen 
verzichtet werden kann – beides ist nach wie vor notwendig, sollen die Millenniumsziele in 
der vorgegebenen Zeit erreicht werden4.  

                                                 
1 ‘Einbeziehung von Migrationsbelangen in die Beziehungen der Europäischen Union zu Drittländern’ - 

KOM(2002) 703 vom 3.12.2002. 
2 In den am 19. Mai 2003 angenommenen Schlussfolgerungen zur Migration und Entwicklung. 
3 Das Haager Programm wurde als Anhang zu den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates in Brüssel 

am 5. November 2004 angenommen. 
4 Kommissionsmitteilungen vom 12. April 2005 ‚Beschleunigte Verwirklichung der 

entwicklungspolitischen Millenniumsziele – Der Beitrag der Europäischen Union’ - KOM(2005) 132 -, 
‘Stärkeres Engagement für die Verwirklichung der Millenniumsziele-Entwicklungsziele – 
Entwicklungsfinanzierung und Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit’ - KOM(2005) 133 - 
und ‘Politikkohärenz im Interesse der Entwicklung – Beschleunigung des Prozesses zur Verwirklichung 
der Millenniums-Entwicklungsziele’ - KOM(2005) 134. 
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Dieses Papier baut auf der Mitteilung vom Dezember 2002 auf, die weiterhin den Rahmen für 
die Einbeziehung von Migrationsangelegenheiten in die Außen- und Entwicklungspolitik der 
EU bildet. Wie in der Mitteilung hervorgehoben und in den Schlussfolgerungen des Rates 
vom Mai 2003 bekräftigt, sollte die Einbindung der Migrationsthematik unter Wahrung der 
Kohärenz der Politik und der Programme der Gemeinschaft im Bereich Außenbeziehungen 
erfolgen und mit den in der Gemeinsamen Erklärung des Rates und der Kommission zur 
Entwicklungspolitik der EG niedergelegten allgemeinen Zielen und Prioritäten in Einklang 
stehen5.  

Die vorliegende Mitteilung deckt nicht das gesamte Spektrum der Mitteilung von 2002 ab, 
sondern behandelt schwerpunktmäßig spezifische Themen vornehmlich im Zusammenhang 
mit der Süd-Nord-Migration. Insbesondere werden Überlegungen über mögliche Maßnahmen 
angestellt, die sich auf EU-Ebene in partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit Entwicklungs-
/Herkunftsländern durchführen ließen6. 

Die Kommission hat vor allem im Rahmen der EG-Hilfe für Drittländer konkrete Schritte 
unternommen, um die Wirkung von Migration auf die Entwicklung zu erhöhen. Einige sind in 
Anhang 1 beschrieben. 

2. Weitere Schritte zur Verbesserung der Wirkung von Migration auf die 
Entwicklung 

Mit nunmehr 25 Mitgliedstaaten spielt die EU eine wichtige Rolle auf der Weltbühne. Zur 
Weiterentwicklung ihrer Politiken und um sicherzustellen, dass ihre Migrationspolitik konkret 
zum Ziel einer kohärenten Entwicklungspolitik beiträgt, muss sie sich auf bewährte Praktiken 
stützen, die von einzelnen Mitgliedstaaten oder nichtstaatlichen Einrichtungen entwickelt 
wurden bzw. werden. Ebenso sollte sie aus Vorgehensweisen lernen, die in anderen Teilen der 
Welt, einschließlich der Entwicklungsländer, praktiziert werden. 

Entsprechend den Schlussfolgerungen des Rates vom Mai 2003 hat die Kommission konkrete 
Leitlinien zur Steigerung der Wirkung von Migration auf die Entwicklung erarbeitet, die die 
großen Themen der globalen Debatte über Migration und Entwicklung widerspiegeln und den 
Schwerpunkt auf die Süd-Nord-Migration legen. Zu jedem Bereich hat sie einen Anhang 
erstellt, in dem sie die maßgeblichen Themen umreißt, Einzelheiten zu den von ihr geplanten 
oder in Betracht gezogenen Initiativen nennt und/oder Empfehlungen für Maßnahmen der 
Mitgliedstaaten in ihren Zuständigkeitsbereichen formuliert.  

                                                 
5 Den Ratsschlussfolgerungen zufolge soll die Einbeziehung von Fragen der Migration in die Außen- und 

Entwicklungspolitik auch auf politischem Dialog beruhen und sich im strategischen Rahmen der 
Regional- und Länderstrategiepapiere widerspiegeln. 

6 In diesen Zielen wird der von dieser Mitteilung abgedeckte Bereich erläutert: Sie betrachtet in erster 
Linie die Migration aus Entwicklungsländern in die EU. Sie behandelt nicht die Migration innerhalb der 
EU oder die Migration zwischen der EU und anderen entwickelten Ländern. Die Migration zwischen 
Entwicklungsländern wird ebenfalls nicht behandelt, selbst wenn einige ihrer Feststellungen auch im 
Zusammenhang mit solchen Bewegungen von Bedeutung sein könnten. 
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2.1. Überweisungen7 

Das in den letzten Jahren gestiegene Volumen der von Migranten getätigten registrierten 
Überweisungen und die bessere Kenntnis dieser Finanzströme haben zur Folge, dass die 
politische Führungsebene diesem Phänomen große Aufmerksamkeit widmet, da diese 
Finanzströme zur Verwirklichung der Entwicklungsziele der betreffenden Herkunftsländer 
beitragen könnten. Indessen werden diese Überweisungen trotz ihres Umfangs natürlich nicht 
alle Probleme lösen. Sie sind privater Natur und können die staatliche Entwicklungshilfe nicht 
ersetzen. Davon abgesehen sind die Gebühren, die für diese Operationen zu entrichten sind, 
und insgesamt die Überweisungskonditionen, häufig noch unbefriedigend. 

Die Maßnahmen im Zusammenhang mit Geldtransfers müssen daher auf zweierlei zielen: 
zum einen Senkung der Gebühren, größere Sicherheit und beschleunigte Abwicklung der 
Transaktionen und zum anderen Verbesserung ihrer Auswirkungen auf die Entwicklung in 
den Empfängerländern. Beide Ziele lassen sich jedoch nicht zeitgleich verwirklichen, da im 
letzteren Bereich große Überschneidungen und Synergien mit generellen 
entwicklungspolitischen Maßnahmen insbesondere zur Entwicklung des Finanzmarkts und 
zur Verbesserung des Rechtsrahmens bestehen, die erst mittel- bis langfristig greifen werden. 
Hingegen könnten bessere Transferkonditionen womöglich schon kürzerfristig realisiert 
werden. 

2.1.1. Förderung von kostengünstigen, schnellen und sicheren Überweisungsmöglichkeiten 

Zusammenfassung der von der Kommission geplanten oder in Betracht gezogenen Initiativen 
und ihrer Empfehlungen zur Gewährleistung günstiger, schneller und sicherer 
Überweisungen: 

Besseres Datenmaterial 

Die offiziellen Daten zu Überweisungsströmen sind unvollständig, häufig von schlechter 
Qualität und geben nicht Aufschluss über alternative Überweisungskanäle. Die Kommission 
wird Initiativen zur Verbesserung der Datensammlung einleiten, um eine genauere 
Vorstellung vom Umfang der Überweisungsströme zu gewinnen und mit den Mitgliedstaaten 
insbesondere die Möglichkeiten zur Übermittlung von Angaben zu Überweisungen nach 
Bestimmungsland bzw. –region prüfen.  

In Zusammenarbeit mit Einrichtungen wie der Weltbank wird sie Befragungen von 
Haushalten fördern, aus denen Schlüsse auf inoffizielle Überweisungswege gezogen werden 
könnten, und das Hauptaugenmerk auf ausgewählte bilaterale „Überweisungskorridore“ 
richten.  

Außerdem wird sie Studien durchführen lassen, um genauere Informationen über die in 
diesem Bereich tätigen Unternehmen und deren Gebührenstrukturen sowie etwaige Hinweise 
auf fehlenden Wettbewerb und technische Unzulänglichkeiten zu erlangen.  

                                                 
7 Für den Zweck dieser Mitteilung legen wir den Begriff ‘Überweisungen’ so weit aus, dass alle 

finanziellen Transfers von Migranten an Begünstigte in ihren Herkunftsländern inbegriffen sind. Dies 
geht weiter als die für Zwecke der Zahlungsbilanz verwendete Definition.  
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Transparenz 

Die Kommission beabsichtigt, einen Vorschlag für eine mehr Wettbewerb und Transparenz 
gewährleistende Richtlinie über Zahlungsdienstleistungen anzunehmen, die die Anbieter 
solcher Dienstleistungen dazu verpflichtet, die Kosten (einschließlich der für den 
Währungsumtausch) und sonstigen Konditionen (z. B. Ausführungszeiten) den Kunden 
gegenüber uneingeschränkt offen zu legen. Den Mitgliedstaaten wird auferlegt, ein 
Verzeichnis sämtlicher zugelassenen Zahlungsinstitute (einschließlich von Unternehmen, die 
Überweisungsdienste anbieten) anzulegen, das regelmäßig zu aktualisieren und der 
Öffentlichkeit insbesondere online zugänglich zu machen ist.  

Die Kommission fordert die Mitgliedstaaten überdies auf, Initiativen zur eingehenderen 
Information der Migranten zu unterstützen, und wird einen Dialog der Mitgliedstaaten 
untereinander über bewährte Verfahren in diesem Bereich fördern.  

Ferner wird sie die Unterstützung einer EU-weit einzurichtenden Website erwägen, die über 
die Kosten und Konditionen für verschiedene Formen von Überweisungen und 
Überweisungskanäle, einschließlich konventioneller Einrichtungen, informiert. 

Rechtlicher Rahmen  

Selbst innerhalb der EU mit ihren weitgehend integrierten Finanzmärkten gelten für 
Überweisungsdienstleistungen in den einzelnen Mitgliedstaaten äußerst unterschiedliche 
Regeln. Die Kommission beabsichtigt, unionsweit gleiche Bedingungen und einheitliche 
Zulassungsvorschriften einzuführen. Durch den Vorschlag für eine Richtlinie über 
Zahlungsdienstleistungen, der in Kürze angenommen wird, sollen die Anbieter von Über-
weisungsdienstleistungen EU-weit vereinheitlichten und auf ihr besonderes Risikoprofil 
abgestimmten Vorschriften unterworfen werden. 

Ferner wird die Kommission einen Informationsaustausch über Initiativen des Marktes zur 
Senkung der Überweisungsgebühren unterstützen.  

Die Kommission ist bereit, mit interessierten Entwicklungsländern zu erörtern, wie sich bei 
solchen Transaktionen auftretende Hindernisse beseitigen lassen, und gegebenenfalls zu 
prüfen, ob die Gemeinschaft (mithilfe ihrer Programme) und die Europäische Investitionsbank 
den Ländern nicht eine besondere technische Hilfe zur Verbesserung ihrer finanziellen und 
wirtschaftlichen Infrastruktur gewähren könnten.  

Technischer Rahmen 

Die Kommission wird darüber hinaus erwägen, im Rahmen des Äneas-Programms 
Pilotprojekte zum Einsatz neuer Techniken zu unterstützen, um ein Angebot an 
kostengünstigen, leicht verfügbaren und wettbewerbsfähigen Überweisungsdienstleistungen, 
die in Entwicklungsländern neue wirtschaftliche Chancen eröffnen, zu sichern. 

Zugang zu Finanzdienstleistungen 

Der Zugang von Migranten zu Finanzdienstleistungen ist ein Thema, das die Kommission bei 
ihren Kontakten mit maßgeblichen Akteuren ansprechen wird. Sie ist außerdem bereit, in 
partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit den betreffenden Ländern Initiativen zur 
Verbesserung des Zugangs zu Bank- und Finanzdienstleistungen in Entwicklungsländern – 
mit Schwerpunkt auf Mikrofinanzinstituten - sowie flankierende Maßnahmen (z. B. 
Informationsaktivitäten) ins Auge zu fassen.  
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Diese Initiativen und Empfehlungen sind in Anhang 2 näher ausgeführt. 

2.1.2 Erleichterung von Überweisungen als Beitrag zur Entwicklung der Herkunftsländer 
von Migranten 

Wie bereits erwähnt, handelt es sich bei Überweisungen um private Gelder, die nur dann in 
produktive Investitionen fließen, wenn die Empfänger sachkundig entscheiden können und 
geeignete Anreize geboten werden. Diese zu entwickeln und die Wahlmöglichkeiten in den 
Empfängerländern zu verbessern, ist Teil eines umfassenderen langfristigen 
Entwicklungskonzepts.  

Die von der Kommission geplanten oder erwogenen Initiativen sowie ihre Empfehlungen zur 
Erleichterung von Überweisungen als Beitrag zur Entwicklung in den Herkunftsländern von 
Migranten sind nachfolgend zusammengefasst: 

Das Bank- und Kreditwesen in Entwicklungsländern  

Die Kommission ist bereit, in partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit den betreffenden 
Ländern und gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit der EIB, Möglichkeiten zur Stärkung des 
Bankwesens in Entwicklungsländern u. a. durch Erleichterung von Partnerschaften zwischen 
Mikrofinanzinstitutionen und klassischen Finanzinstituten zu prüfen. 

Obwohl die Kommission keine Kreditlinien/revolvierenden Fonds und Garantiefonds für – 
auch von Migranten getätigte - Mikrofinanzierungen finanzieren kann, ist sie bereit, in diesen 
Bereichen eine partnerschaftliche Zusammenarbeit mit interessierten internationalen 
Finanzinstitutionen, einschließlich der EIB, zu erwägen, sofern sich mit diesen Institutionen 
eine direkte Vereinbarung erreichen lässt und sie die volle Verantwortung für die Einrichtung 
der Kreditlinie bzw. des Garantiefonds übernehmen.  

Kollektive Überweisungen und Kofinanzierungsmaßnahmen 

Nach der Bewertung der im Rahmen der früheren Haushaltslinie B7-667 finanzierten 
Pilotprojekte unter den Aspekten Nachhaltigkeit, Relevanz und Effizienz (vgl. Anhang 1) 
wird die Kommission prüfen, ob aus den entsprechenden Haushaltslinien Finanzmittel für 
gemeinsame Projekte von Diaspora-Organisationen – vorzugsweise aus zwei oder mehr 
Mitgliedstaaten – und lokalen Organisationen zur Unterstützung der örtlichen Entwicklung 
zur Verfügung gestellt werden können.  

Diese Initiativen und Empfehlungen werden in Anhang 3 eingehender behandelt. 

2.2. Diaspora als Akteure der Entwicklung im Heimatland 

Zunehmend wird anerkannt, dass Diaspora eine wichtige Rolle bei der Entwicklung von 
Herkunftsländern spielen können, wie bereits im letzten Abschnitt zum Thema 
Überweisungen erwähnt. Die von der Kommission geplanten bzw. erwogenen Initiativen 
sowie ihre Empfehlungen zur Unterstützung von Diaspora-Mitgliedern, die bereit sind, sich 
für die Entwicklung ihrer Heimatländer zu engagieren, lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

Unterstützung der Entwicklungsländer bei der Lokalisierung von Diaspora und dem 
Aufbau von Kontakten 
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Die Herkunftsländer haben auf nationaler und regionaler Ebene den Aufbau von Datenbanken 
initiiert, bei denen sich Diaspora-Mitglieder, die sich an der Entwicklung ihres Heimatlands 
beteiligen wollen, eintragen lassen können. Die Kommission erwägt diese Initiative zu 
unterstützen; außerdem will sie ganz allgemein - in Abstimmung mit anderen Gebern - den 
Ländern helfen, die Verbindungen mit ihrer Diaspora aufrecht zu erhalten.  

Die Gemeinschaft fordert die Mitgliedstaaten auf, sofern noch nicht geschehen, Diaspora- 
Organisationen zu ermitteln, die bei Entwicklungsangelegenheiten nützliche und repräsen-
tative Gesprächspartner sein könnten, bzw. mögliche Initiatoren von Entwicklungsprojekten 
in Herkunftsländern zu benennen. 

Sie würde es auch begrüßen, wenn in der Entwicklung von Herkunftsländern tätige 
repräsentative Diaspora-Organisationen Mechanismen entwickeln würden, die eine 
angemessene Vertretung ihrer Interessen insbesondere im Hinblick auf für die betreffenden 
Länder relevante Maßnahmen gewährleisten.  

Junge Menschen 

Vor allem auf lokaler Ebene bestehen bereits unterstützenswerte Initiativen im Rahmen von 
Städtepartnerschaften. Die Kommission wird außerdem Möglichkeiten für Jugendaustausch-
programme speziell für Migrantengemeinschaften prüfen, die sich auf Erfahrungen mit 
bestehenden EU-internen Programmen stützen. 

Einzelheiten zu diesen Initiativen und Empfehlungen finden sich in Anhang 4. 

2.3. Zirkuläre Migration und Mobilität von Intelligenz 

Schon eine befristete oder virtuelle Rückkehr von Migranten8 kann den Transfer von 
Fertigkeiten in die Entwicklungsländer - neben anderen Formen der Mobilität von Intelligenz 
– fördern. Von zentraler Bedeutung könnte in diesem Zusammenhang die Erleichterung der 
zirkulären Migration sein. Die Kommission wird auf der Grundlage der Debatte, die nach der 
Veröffentlichung ihres Grünbuchs über Wirtschaftsmigration folgen wird, Leitlinien 
festlegen, die Gelegenheit bieten, diesen Aspekt weiter zu entwickeln und 
Entwicklungsthemen stärker in die Einwanderungspolitik der Gemeinschaft einzubeziehen. 
Die detaillierten geplanten oder in Betracht gezogenen Initiativen und die diesbezüglichen 
Empfehlungen der Kommission lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

Das Potenzial der befristeten Migration 

Die Stärkung des Entwicklungseffekts von befristeter Migration sollte neben allgemeinen 
Empfehlungen zu Überweisungen den Schwerpunkt auf die Förderung der zirkulären 
Migration legen, indem der weiteren befristeten Beschäftigung von Arbeitnehmern, die 
bereits im Rahmen der o. g. Programme beschäftigt waren und nach Ablauf ihres Vertrags in 
ihr Land zurückgekehrt sind, sowie einer angemessenen Belohnung der teilnehmenden 
Migranten Vorrang eingeräumt wird. Dabei könnte man beispielsweise auf den Erfahrungen 
einiger Mitgliedstaaten aufbauen, die dem Arbeitnehmer nach Ablauf seines Beschäftigungs-
vertrags Rentenversicherungsbeiträge zurückerstatten oder die Ersparnisse des Arbeitnehmers 

                                                 
8 Innerhalb dieses Abschnitts erfolgt eine weite Auslegung des Begriffs ‘Rückkehr’, der nicht auf die 

Rückkehr im Zusammenhang mit illegaler Migration beschränkt wird. Tatsächlich bezieht er sich in den 
meisten Fällen auf die freiwillige Rückkehr in das jeweilige Herkunftsland.  
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um einen gewissen Betrag ergänzen. Die Kommission wird ebenfalls prüfen, ob ein 
allgemeiner Rahmen für die Einreise und den kurzfristigen Aufenthalt von 
Saisonarbeitskräften innerhalb des gemeinsamen Raums aufgestellt werden könnte, und dabei 
die Ergebnisse der Diskussion über das Grünbuch zur Wirtschaftsmigration berücksichtigen.  

Die Rückkehrmigration erleichtern 

Die Kommission wird die Mitgliedstaaten und andere interessierte Kreise auffordern, ihre 
Erfahrungen mit der Konzeption und Verwaltung von Programmen der begleiteten Rückkehr 
und der Unterstützung von Herkunftsländern bei der Wiedereingliederung von Rückkehr-
migranten auszutauschen. In diesem Zusammenhang wird sie mit den Mitgliedstaaten eine 
Diskussion über damit verbundene Fragen betreffend Kurzvisa führen. 

Die Kommission wird mögliche Maßnahmen in einigen Bereichen prüfen: Übertragbarkeit 
von Rentenansprüchen, Anerkennung von Abschlüssen, Verfahren, die es Wissenschaftlern 
oder sonstigen Fachkräften, die in der EU eine berufliche Tätigkeit ausgeübt haben, 
ermöglichen, den Kontakt zu ihren früheren Kollegen aufrecht zu erhalten, und so die 
freiwillige Rückkehr und die Wiedereingliederung erleichtern. 

Zeitweilige oder virtuelle Rückkehr 

Die Kommission schlägt vor, auf den bisherigen Erfahrungen mit Programmen zur befristeten 
oder virtuellen Rückkehr aufzubauen und diese gegebenenfalls auf andere Entwicklungs-
länder auszudehnen. Sie wird außerdem prüfen, wie im Rahmen von EG-Programmen im 
Bereich Informations- und Kommunikationstechnologie Unterstützung für eLearning-
Programme gewährt werden kann.  

Des Weiteren sollen im Rahmen des 7. FuE-Rahmenprogramms Initiativen gestartet werden, 
die die Vernetzung von in der EU tätigen ausländischen Wissenschaftlern - insbesondere 
jenen, die auf Gebieten von unmittelbarem Interesse für die Entwicklungsländer arbeiten - 
und Forschungseinrichtungen in ihren Herkunftsländern erleichtern sollen.  

Die Kommission wird ferner prüfen, wie sich verhindern lässt, dass die Aufenthaltsrechte von 
Diaspora-Mitgliedern in der EU, die beschließen, sich an solchen Aktivitäten zu beteiligen, 
durch die vorübergehende Rückkehr ins Herkunftsland beeinträchtigt werden.  

Im Rahmen des Äneas-Programms wird die Kommission auch künftig Projekte unterstützen, 
durch die Migranten oder Diaspora-Mitglieder in ihren Herkunftsländern nachhaltige 
Wirtschaftsaktivitäten initiieren können; dabei würden Projekte, die in Drittländern 
durchgeführt werden und an denen Diaspora in zwei oder mehr Mitgliedstaaten beteiligt sind, 
vorrangig berücksichtigt. Die Projekte sollten mit der Entwicklungsstrategie des jeweiligen 
Landes stimmig sein. 

Außerdem wird die Kommission intensiver der Frage nachgehen, wie interessierte 
Unternehmer aus Migrantengemeinschaften zur Entwicklung ihres Herkunftslandes beitragen 
können, welche Schwierigkeiten dabei auftreten und wie sich diese überwinden lassen.  

Die Kommission wird im Rahmen des Dialogs, den sie mit den Mitgliedstaaten im Anschluss 
an diese Mitteilung einzuleiten gedenkt, die Ermittlung beispielhafter Vorgehensweisen in 
Bereichen wie Abordnungen oder Bildungsurlaube fördern sowie die damit zusammen-
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hängenden Fragen der sozialen Sicherheit im Hinblick auf die Erleichterung der vorüber-
gehenden Rückkehr prüfen. 

Diese Initiativen und Empfehlungen werden in Anhang 5 ausführlicher behandelt. 

2.4. Die negativen Auswirkung des Braindrain begrenzen 

Die Nord-/Süd-Dimension ist nur ein Beispiel für das Problem der Abwanderung von 
Intelligenz, das auch in der Nord-/Nord- (es betrifft auch die EU) und der Süd-/Süd-
Dimension in Erscheinung tritt. Es ist Ausdruck des umfassenderen 
Globalisierungsphänomens, jener riesigen Herausforderung, auf die es keine allgemein 
gültige, einfache Antwort gibt. Das Problem betrifft im Übrigen nicht alle Entwicklungsländer 
und Sektoren. Daher müssen die politischen Maßnahmen auf die besonderen Erfordernisse 
und Herausforderungen des jeweiligen Landes zugeschnitten sein. In diesem Bereich verfügen 
die Mitgliedstaaten immer noch über eine breite Zuständigkeit, weshalb die 
Handlungsmöglichkeiten auf EG-Ebene relativ begrenzt sind. 2002 hatte die Kommission 
bereits die Idee eines Verhaltenskodexes der EU mit dem Ziel lanciert, Einstellungen zu 
steuern, wenn Entwicklungsländern dadurch erhebliche Nachteile entstünden. Die 
Mitgliedstaaten haben diesen Gedanken bisher nicht aufgegriffen. Gleichwohl ist die 
Kommission zuversichtlich, dass diesbezüglich weitere Initiativen entwickelt werden können, 
bei denen folgende Leitgedanken berücksichtigt werden: 

Fakten 

Die Kommission ist bereit, in Zusammenarbeit mit anderen Organisationen und Gebern 
interessierte Entwicklungsländer dabei zu unterstützen, sich eine bessere Kenntnis ihrer 
Arbeitsmärkte, einschließlich des Mangels bzw. Überangebots an Fertigkeiten auf 
Sektorebene, zu beschaffen. Auf dieser Grundlage könnten die Länder im Rahmen ihrer 
Armutsbekämpfungsstrategien Lösungen erarbeiten.  

Die Kommission arbeitet zurzeit an einer Mitteilung, in der sie sich im breiten Kontext der 
Gesundheitsproblematik in Entwicklungsländern mit der dort herrschenden Knappheit an 
Humanressourcen im Bereich der medizinischen Versorgung auseinander setzt und mehrere 
innovative Lösungsmöglichkeiten entwickelt. Dabei stützt sie sich auf den Rahmen, den die 
vorliegende Mitteilung bietet.  

Steuerung von Einstellungen 

Die Kommission regt an, dass die Mitgliedstaaten Mechanismen, z. B. Verhaltenskodizes, 
entwickeln, um in bestimmten Fällen, in denen die aktive Anwerbung von Personal 
insbesondere im Gesundheitsbereich für die Entwicklungsländer von beträchtlichem Nachteil 
wäre, zu steuern, und dass sie ihre Anstrengungen in diesem Bereich koordinieren. 

Die Kommission wird sich auch darum bemühen, andere wichtige Bestimmungsländer für 
ähnliche Regelungen zu gewinnen. Es sollte ausgelotet werden, ob Möglichkeiten für einen 
globalen beschäftigungspolitischen Ansatz bestehen; dieses Thema sollte außerdem in den 
entsprechenden internationalen Foren wie der WHO erörtert werden. 

Förderung institutioneller Partnerschaften 
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Bei der Förderung von Partnerschaften zwischen Einrichtungen in der EU und in 
interessierten Entwicklungsländern oder –regionen könnte auch die Frage behandelt werden, 
wie die Ursachen des Braindrain bekämpft werden können. In jedem einzelnen Fall wären vor 
der Festlegung der zu treffenden Maßnahmen zunächst die besonderen Probleme und 
Bedürfnisse des Landes oder der Region zu bewerten. Solche Maßnahmen wären 
beispielsweise die Unterstützung der Gründung von Partnerschaften zwischen Forschungs- 
und Hochschuleinrichtungen in den Entwicklungsländern und in der EU, die gemeinsam 
Forschung betreiben wollen. 

Andere Formen der Partnerschaft zwischen Forschungseinrichtungen, Hochschulen, 
Krankenhäusern oder sonstigen Einrichtungen in Entwicklungsländern und den EU-
Mitgliedstaaten, die ebenfalls der Abwanderung von Spitzenkräften entgegenwirken könnten, 
wären beispielsweise ‘Programme für geteilte Arbeit’, in deren Rahmen Wissenschaftler, 
Forscher, Ärzte, Techniker und sonstige Fachkräfte aus Entwicklungsländern ihre Arbeit 
zwischen einer Einrichtung in ihrem Herkunftsland (z. B. Hochschule, Krankenhaus, 
Forschungszentrum) und einer Partnerinstitution in einem EU-Land aufteilen. Ob eine 
Unterstützung für solche Programme seitens der Gemeinschaft möglich ist, könnte 
insbesondere im Rahmen des 7. FuE-Rahmenprogramms geprüft werden.  

Entwicklungszusammenarbeit als Quelle von Beschäftigungsmöglichkeiten für 
qualifizierte Fachkräfte in Entwicklungsländern  

Nach Auffassung der Kommission wäre es nützlich, wenn die Geber im Rahmen der 
OECD/DAC die in ihren technischen Hilfsprogrammen enthaltenen operativen Verfahren 
gezielt daraufhin überprüfen würden, ob es möglich ist, stärkere Anreize für die 
Beschäftigung qualifizierter Fachkräfte aus Entwicklungsländern durch die zuständigen 
Durchführungsstellen einzuführen.  

Diese Initiativen und Empfehlungen werden eingehender in Anhang 6 behandelt. 

3. Folgemaßnahmen zu dieser Mitteilung 

In dieser Mitteilung einschließlich Anhängen schlägt die Kommission mehrere konkrete 
Leitlinien für einen Beitrag der EU vor, der echte Fortschritte in einer Reihe von Fragen 
betreffend die Verknüpfung von Migration und Entwicklung bewirken soll. Einige 
Vorschläge könnten im Wesentlichen sofort umgesetzt werden oder Gegenstand von 
Projekten sein, die für eine Gemeinschaftsfinanzierung beispielsweise im Rahmen des Äneas-
Programms9 in Frage kommen, das nach dem Auslaufen der aktuellen Finanziellen 
Vorausschau als eines der thematischen Programme für die Hilfe der Gemeinschaft an 
Drittländer10 fortbestehen wird. Andere Vorschläge erfordern dagegen noch weitere 
Beratungen und Analysen. In mehreren Bereichen liegt die Zuständigkeit für die Umsetzung 
bei den Mitgliedstaaten, sodass zunächst ein eingehender Dialog mit interessierten 
Herkunftsländern bzw. –regionen zu führen wäre. Nach Auffassung der Kommission sollten 
die Maßnahmen im Anschluss an diese Mitteilung folgende Elemente umfassen: 

                                                 
9 Verordnung (EG) Nr. 491/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. März 2004 zur 

Einrichtung eines Programms für die finanzielle und technische Hilfe für Drittländer im Migrations- 
und Asylbereich (AENEAS) (ABl. L 80 vom 18.3.2004, S.1). Siehe auch Anhang 1. 

10 Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament “Massnahmen im 
Aussenbereich durch thematische Programme im Rahmen der Finanziellen Vorausschau 2007-2013“ - 
KOM(2005) 324 vom 3.8.2005. 
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• Der Rat sollte die Mitteilung eingehend prüfen für die koordinierte Umsetzung der darin 
enthaltenen Initiativen und Empfehlungen annehmen.  

• Auf dieser Grundlage sollte zwischen der Kommission und den Mitgliedstaaten ein 
multidisziplinärer Dialog über die in der Mitteilung abgedeckte Thematik stattfinden. Im 
Mittelpunkt sollte die Frage stehen, wie sich die Maßnahmen der Mitgliedstaaten 
untereinander sowie mit denen der Gemeinschaft wirkungsvoller koordinieren lassen. 

• Auch der auf partnerschaftliche Zusammenarbeit mit interessierten Entwicklungsländern 
und deren regionalen Organisationen gestützte Dialog sollte im Kontext der bestehenden 
institutionellen Rahmenbedingungen und Verfahren eine Stärkung erfahren. Dabei könnte 
es insbesondere um die Unterstützung derjenigen Länder bzw. Regionen gehen, die bereit 
sind, ihre Migrationssituation sowie die sich daraus ergebenden Probleme und Bedürfnisse 
zu evaluieren; außerdem könnte die Gemeinschaft bei der Ermittlung maßgeschneiderter 
Lösungen mithelfen. Bei Bedarf sollten diese Themen in den jeweiligen Strategiepapieren 
aufgegriffen werden. Migrationsprofile (siehe Anhang 8) wären zur Stützung eines solchen 
Dialogs und der Zusammenarbeit hilfreich. 

• Stärkung der Zusammenarbeit der Kommission mit einschlägigen internationalen 
Organisationen. 

• Austausch mit sonstigen Beteiligten, insbesondere NRO, den Sozialpartnern und der 
Zivilgesellschaft unter besonderer Berücksichtigung repräsentativer Diaspora- 
Organisationen. 

Weitere Einzelheiten enthält Anhang 7. 

Die Umsetzung der in dieser Mitteilung enthaltenen Leitlinien wird im Rahmen der bereits 
verfügbaren Finanzmittel und Instrumente bzw. der Ansätze der künftigen Finanziellen 
Vorausschau, erfolgen. 

4. Schlussfolgerungen 

Die Mitteilung beleuchtet verschiedene praktische Aspekte vorwiegend der Süd-/Nord- 
Migration und untersucht deren etwaigen Beitrag zur Entwicklung in den Herkunftsländern. 
Die vorgestellten Initiativen und Empfehlungen können auch für die Süd-Süd-Migration 
nutzbar sein. Zu bedenken ist dabei jedoch, dass die auf den Süden begrenzte Migration, die 
in den Entwicklungsländern immer stärker zunimmt, besondere Auswirkungen auf die 
wirtschaftliche, soziale, politische und sogar ökologische Lage der betreffenden Länder hat. 
Die Kommission beabsichtigt daher, in naher Zukunft eine umfassende Reflexion über diese 
Thematik anzustellen. Nicht behandelt wurden in der Mitteilung spezifische Fragen im 
Zusammenhang mit Flüchtlingen. Auch die größere Wirkung der EU-Einwanderungspolitik 
auf die Entwicklungsländer und die Frage der Einbeziehung von Entwicklungs-
angelegenheiten in diese Politik blieben unberücksichtigt. Beide Themenkomplexe bleiben 
Teil der politischen Agenda der Kommission11. 

Die Kommission hofft, mit dieser Mitteilung - insbesondere im Hinblick auf den 2006 
stattfindenden hochrangigen Dialog im Rahmen der VN-Generalversammlung - einen ersten 

                                                 
11 Die Kommission leistet bereits durch ihre gleichzeitig mit dieser Mitteilung angenommenen Mitteilung 

zu Regionalen Schutzprogrammen - KOM(2005) 388 - einen Beitrag zur Debatte, wie auf 
Flüchtlingskrisen in den Entwicklungsländern reagiert warden kann.  
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Beitrag zur globalen Debatte über den Zusammenhang zwischen Migration und Entwicklung 
zu leisten. Die hier aufgezeigten Maßnahmen, die in enger Zusammenarbeit mit den Quellen- 
und Transitländern nach genauer Abstimmung auf deren Bedarf konzipiert und umgesetzt 
werden sollen, dürften die Kohärenz der externen Dimension der Einwanderungspolitik der 
EU mit ihrer Entwicklungspolitik stärken. 
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ANNEX 1: 
STEPS FORWARD AT EU LEVEL SINCE 2002 

1. Legislative or regulatory reforms 

Directive 2004/114/EC on the admission to the EU of third country nationals for the purposes 
of studies, pupil exchange, unremunerated training, or voluntary service, was adopted on 13 
December 20041. This Directive lays down common conditions and rules for the admission of 
third-country students, thus facilitating entry and residence, without, however, containing a 
right to entry. It is left to Member States’ discretion whether to apply the Directive to other 
categories of persons, such as school pupils, unremunerated trainees and people doing 
voluntary service in the EU. Member States must transpose the Directive by 12 January 2007. 
Furthermore, a Directive on a specific procedure for admitting third-country nationals for 
purposes of scientific research2 is expected to be adopted by summer 2005. This procedure 
shall both speed up and ease the admission of researchers from third countries into the EU. 

In addition, the recent Green Paper on economic migration3 has triggered a debate on what 
rules should apply to the admission of migrants for economic purposes. It should lead to new 
Community initiatives in this field, which the Commission will set out in an Action Plan to be 
published before the end of 2005 (cf. point 1 of Annex 5).  

2. Facilitating return migration 

According to the Return Action Programme, approved by the Council on 28 November 2002, 
country-specific return programmes should be designed. The aim of such programmes should 
be to ensure effective and timely return. Furthermore, the question of creating sustainable 
solutions as a means to tackle root causes for illegal immigration should be considered.  

Return, either temporary or permanent, can bring back human, financial, economic and social 
capital to developing countries. Return programmes should therefore explicitly take this 
dimension into account. Such was the case of the Afghanistan Return Plan, the first country-
specific return programme adopted by the Council. Moreover, thanks to the financial support 
of the European Union, over 150 highly qualified and skilled Afghans have returned from 
Member States to their country of origin in order to support capacity building for relevant 
Ministries and overall reconstruction efforts. The Afghanistan experience demonstrated that 
return of nationals can give an important boost to reconstruction and development efforts. 
Ensuring a good matching between the needs of the developing country and the skills 
available can be an important factor in making returns successful. 

The experience gained from the Afghanistan return programme will be used in the planning of 
similar future country-specific return programmes. Those programmes will also benefit from 
Community funding within the framework of preparatory actions for a financial instrument 
for return management in 2005/2006 and from the future European Return Fund for the period 

                                                 
1 Council Directive 2004/114/EC - OJ L 375, 23.12.2004, p. 12. 
2 Part of the package presented under COM(2004) 178, 16.3.2004. 
3 COM(2004) 811, 11.1.2005. 
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2008-2013 as part of the General programme ‘Solidarity and Management of Migration 
Flows’4. 

3. Provision of assistance to pilot projects in the area of migration with an impact 
on development  

Since 2001, the Community has provided financial support, within the framework of the now 
discontinued budget line B7-667, to various preparatory actions for cooperation with third 
counties in the area of migration and asylum. A number of these preparatory actions seek to 
maximise the impact of migration on the development of countries of origin of migrants, by 
facilitating and enhancing the various types of contribution – financial contributions, but also 
skills or other forms of know-how – which migrants can make to these countries.  

For instance, several projects seek to facilitate the involvement of migrants residing in EU 
Member States in development-friendly activities in their countries of origin, usually with a 
view to helping them set up or participate in small scale entrepreneurial activities there. In 
several of these projects migrants’ organisations in EU Member States play an important role 
in mobilising and supporting potentially interested migrants. Some projects are oriented 
toward the permanent return of interested migrants to their country of origin while others are 
not. Some of these projects also include a component for making it easier for SMEs in 
countries of origin of migrants to reach out to markets in the EU. Other projects worth noting 
include an initiative for developing alternative, inexpensive remittance channels based on new 
technology (debit cards and use of automatic teller machines – ATMs); a project for assisting 
countries in the Mediterranean area and Africa to develop mechanisms for encouraging 
development-friendly forms of labour migration; and two projects for facilitating the return of 
Afghan nationals to their country for contributing to the reconstruction effort. The vast 
majority of these projects are still underway, and it is therefore too early to draw definitive 
conclusions. An independent evaluation of budget line B7-667 will be carried out; its results 
will certainly help to identify the activities that this type of instrument can usefully support.  

On the basis of these three years of preparatory actions, the Aeneas programme, for technical 
and financial assistance to third countries in the areas of asylum and migration, was 
established in March 2004 (for the period 2004-2008 with a total budget of € 250 million). 
This programme aims to support third countries’ efforts in better managing migratory flows in 
all their dimensions (legal and illegal migration, readmission and reintegration of migrants, 
trafficking in human beings, international protection of refugees and displaced persons). It is 
intended to be applicable to any third country of interest for the Community. In particular, 
article 2.2 provides indications on the types of actions that could be undertaken in order to 
foster closer linkages between migration and development: 

• development of actions aimed at maintaining links between local communities in the 
country of origin and their legal emigrants and facilitating the contribution of migrants to 
the social and economic development of communities in their country of origin, including 
facilitating the use of remittances for productive investments and development initiatives, 
as well as providing support to micro-credit programmes; 

                                                 
4 Communication from the Commission to the Council and the European Parliament establishing a 

framework programme on Solidarity and Management of Migration flows for the period 2007-2013 - 
COM(2005) 123, 6.4.2005) 
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• facilitation of dialogue and exchange of information between the institutions of the third 
country and the nationals of that country who are considering emigrating; 

• support for targeted socio-economic reintegration of returnees into their country of origin, 
including training and capacity-building aimed at facilitating their integration into the 
labour market. 

The first call for proposals (2004) was closed on 30 March 2005 and allowed the submission 
of 83 projects.  

4. Mainstreaming migration into development policy and assistance to third 
countries  

Since the 2002 Communication, significant steps have been taken to mainstream migration 
issues into development policy and Community assistance to third countries. In many cases 
this can contribute to improving the impact of migration on development. 

A dialogue on migration issues, also touching sometimes on development aspects, has been 
going on with a number of third countries in the EU’s neighbourhood, in the framework of the 
relevant bodies and in a spirit of partnership. Migration is also increasingly part of the 
dialogue between the EU and ACP countries, both in a bilateral and regional context. In this 
context, all Country Strategy Papers, which constitute the framework under which 
Community assistance to its developing country partners is programmed, were reviewed to 
assess whether there was a case for addressing migration issues. Although the dialogue on 
migration issues has just started with some countries, it has already contributed to a better 
understanding of the migration and development dimension and allowed a number of 
developing countries to highlight issues such as the mobilisation of diasporas as priorities that 
should be the focus of Community assistance in the future.  
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ANNEX 2: 
INITIATIVES AND RECOMMENDATIONS FOR FOSTERING CHEAP, FAST AND SECURE 

WAYS TO TRANSFER REMITTANCES 

Over the past few years, the cost of sending remittances over a number of corridors5 has come 
down significantly in some parts of the world. For example, in Latin America, according to 
the Inter-American Development Bank (IDB), average costs have almost halved from around 
15 % at the end the 1990s to 7.9 % by February 2004. Still, such rates cannot be called cheap. 
In addition, progress is far from uniform and the high cost of remitting – especially if 
compared with the cost for intra-Euro zone transfers – certainly remains an obstacle to higher 
remittance flows through formal channels. The efforts the EU will make in this area are in line 
with the commitments taken by the G8 at the Sea Island Summit in June 2004 to ensure a 
decrease in the cost of remittances6.  

The Commission believes that action is needed in the five areas that are addressed in this 
annex7. Moreover, as financial institutions are key actors in the area of remittances, the 
Commission will propose to the European organisations representing this sector to discuss 
various aspects relating to remittances, in the context of the on-going dialogue within the 
framework of the European Payments Council. 

1. Improving available data on remittance flows and services 

Policy on remittances needs to be based on accurate data. Unfortunately, this is at present 
rarely available. Remittance flows through informal channels8 are almost never covered, and 
there are indications that formal flows are often grossly under-estimated. In addition, most 
Member States do not provide a breakdown of remittance flows by receiving country. 
Improved data would need to cover informal flows, to address the underestimation of formal 
flows9, and to provide a detailed breakdown of bilateral flows. Finally, the development of 
specific studies, such as longitudinal surveys, and ensuring more comparability of 
international statistics would allow the development of policies that are better targeted and 
adapted to the situation. More information is also needed about the ways in which money is 
being transferred and the reasons for doing so. Household surveys could be an important 
instrument in providing that knowledge10. Initiatives in this area are already being prepared 

                                                 
5 The notion of ‘corridor’ refers to pairs of countries – a country that is the source of remittances and 

another country which receives them. 
6 ‘Reduce the cost of remittance services through the promotion of competition, the use of innovative 

payment instruments, and by enhancing access to formal financial systems in sending and receiving 
countries. In some cases, remittance costs between sending and receiving countries have been reduced 
by up to 50 % or more. G8 countries believe that similar reductions of high costs could be realised in 
the case of other countries’. 

7 In development terms it would make sense to apply all improvements in the transfer of remittances to 
all other retail financial flows from developed countries to developing countries, not only to those flows 
involving migrants. 

8 i.e. those channels whose flows are not officially recorded, either because the money is transferred 
physically by the migrant him/herself or by another person he or she has entrusted with this task, or 
because they are performed by money transfer operators that are not officially registered. On certain 
corridors, it is estimated that informal flows exceed formal ones in volume. 

9 In particular by including transfers by workers residing in a country for less than one year. 
10 In compliance with relevant EC legislation on personal data protection in cases where such data would 

need to be included in the surveys.  



 

DE 17   DE 

with regard to remittance flows from the EU to Latin America, as a follow-up to the 
Conclusions of the Guadalajara Summit. Work in this area should be co-ordinated with other 
institutions and international organisations active in this field11. In addition, it would also be 
useful to know more about the various types of use of remittances in countries of origin 
(consumption, investment or savings, and, in the latter case, the type of savings vehicles) and 
the respective share of the various economic activities for which remittances are used, in the 
case of investment. 

Collecting and publishing better data has at least two functions: firstly, it helps policy-makers 
to take informed decisions; secondly, data on flows in particular remittance corridors can act 
as a wake-up call to the financial industry that there are business opportunities out there. The 
experiences of Turkish banks in Germany, Greek banks in countries of Greek emigration or, 
more recently, Spanish banks vis-à-vis the Latin American communities residing in Spain 
show that banking institutions, once aware of the potential market represented by remittances, 
can become quite competitive actors in these markets, thus fostering competition. 

In the framework of the Inter-Agency Task Force on International Trade in services, the UN-
Technical Subgroup on Movement of Natural Persons will carry out work on developing a 
new definition of remittances within the balance of payments framework, and on developing a 
statistical framework for the measurement of the economic impact of the movement of 
persons. The Technical Subgroup recommends changing the definition of “workers´ 
remittances” to a broader concept of personal transfers, which includes all household to 
household transfers.  

Official data on remittance flows is patchy, often of mediocre quality and does not reflect 
alternative remittance channels. The Commission will launch initiatives to improve the 
collection of data to better understand the size of migrant remittance flows. In particular, it 
will raise with Member States the possibility of reporting on remittance data by destination.  

In collaboration with institutions such as the World Bank, it will also promote household 
surveys which are able to capture informal remittance channels, focusing on selected bilateral 
“remittance corridors”.  

In addition, it will launch studies to gather better information on the remittance industry, its 
cost structures, possible indicators of a lack of competition and technical inefficiencies.  

Such studies could shed light on possible ways to improve competition and realise efficiency 
gains. They should include the identification of main channels by destination (different 
channels are relevant for different countries of origin), as well as of the cost of a typical 
remittance through the different relevant channels and analyses of the cost structure of 
remittance providers and their margins. 

                                                 
11 As far as the Mediterranean region is concerned, the EIB-managed FEMIP (Facility for Euro-

Mediterranean Investment and Partnership) has recently launched a study on workers’ remittances in 
eight Mediterranean Partner Countries. Its purpose is to identify the constraints of sending funds to 
Mediterranean countries, to provide innovative solutions to facilitate these flows and mobilize 
additional savings, as well as to promote their impact on economic development in recipient countries.  
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2. Increasing transparency 

A relatively simple but potentially forceful measure to increase competition is to make the 
information on the costs and other conditions – including the exchange rates used – that apply 
to each remittance channel more widely available to the public. Increasing the transparency of 
the remittance market will enable potential remitters to make better informed choices. A 
number of Member States have taken active steps to improve transparency in the remittance 
market12. 

The Commission is planning to adopt a proposal for a Directive on payment services which 
will increase competition and enhance transparency by requiring payment service providers to 
make charges (including exchange rate conversions) and other conditions (e.g. execution 
times) fully transparent to customers. It will also require Member States to establish a register 
of all authorised payment institutions (including money transfer operators), to be updated on a 
regular basis and publicly available for consultation, in particular online.  

The Commission also calls on Member States to encourage initiatives aimed at providing any 
additional and relevant information to migrants and will foster a dialogue amongst Member 
States with a view to identifying best practices in this field.  

It will also give consideration to supporting the setting-up of a Europe-wide website providing 
information on the cost and conditions applying to the various remittance channels, including 
conventional ones. 

Such initiatives will make it easier for potential clients to compare the various options 
available. In addition to benefiting migrants, they would allow comparisons across Member 
States and help reveal limited competition or other market inefficiencies. 

The Commission also supports joint efforts by the Committee on Payment and Settlement 
Systems of the Bank for International Settlements (BIS) and the World Bank to define 
remittance principles. Applied by money transfer operators on a voluntary basis, they would 
make it easier for remittance senders to understand what service they can expect for their 
money. 

Pre-departure information initiatives in countries of origin, as provided for example in the 
Philippines, could also contribute to more transparency. 

3. Improving the legal framework for remittances  

* On the EU side, Article 56 of the EC Treaty already facilitates remittance flows by 
providing for freedom of capital movements between the EU and third countries. However, it 
is also necessary to ensure that no disproportionate requirement is placed on money transfer 
operators (MTOs). Whereas some countries only impose light registration requirements on 
MTOs, others operate licensing systems and some even impose the same requirements as on 
banking institutions, a step that does not appear justified in terms of prudential risk, since the 
money transfer business typically does not involve any lending. A lighter hand in regulating 
would allow a number of presently informal MTOs to be appropriately regulated, thus 

                                                 
12 For example the United Kingdom has sponsored a remittance product survey covering six countries of 

origin of migrants (‘Sending money home? A survey of remittances products and services in the United 
Kingdom’). Some information on this initiative is available on www.sendmoneyhome.org. 
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retaining their advantages in terms of cost, speed and reliability while addressing public 
authorities’ legitimate security concerns. This would help foster competition on the market for 
formal remittance services. 

Even within the EU with its largely integrated financial markets, the regulation of remittance 
services varies substantially from one country to another. The Commission plans to foster the 
creation of a level playing field with harmonised licensing provisions throughout the Union. 
The forthcoming proposal for a Directive on payment services will ensure that money transfer 
operators are subject to appropriate regulatory requirements, harmonised throughout the EU 
and adapted to their specific risk profile.  

Whilst ensuring that MTOs are subject to anti-money laundering/terrorist financing measures, 
this regulatory regime will establish a level playing field for the provision of payment services 
in the internal market and thus foster competition. The Commission has extensively consulted 
all stakeholders in preparing the draft Directive. 

In addition, the Commission will support an exchange of information on market initiatives 
aimed at lowering the cost of remittance flows. 

More generally, other steps that increase competition and encourage new entrants into the 
remittance market are highly beneficial. For example, exclusive agreements that tie up 
existing large-scale retail networks – such as national post offices – to a given MTO should be 
reconsidered, as they unduly limit competition. 

* On the side of recipient countries, a number of regulations can act in a direct or indirect way 
as obstacles to remittance flows. For example taxes on remittance flows will reduce the 
amount of formal remittances; restrictions on capital movements or dual exchange rates will 
also favour informal channels of remittance transfer; and insufficient competition in the 
banking sector can be a contributory factor in making remittance payments expensive. 

The Commission is willing to discuss with interested developing countries ways to overcome 
obstacles to remittance flows and to consider, where appropriate, whether specific technical 
assistance to improve their financial and economic infrastructure could be made available by 
the Community in the framework of its programmes, as well as by the European Investment 
Bank.  

The Commission will also continue to coordinate efforts with those Member States that 
provide similar types of assistance to developing countries. 

4. Improving the technical framework for remittances  

A first issue in this respect is the potential for creating links between EU payment systems 
and those of developing countries which are the source of significant migration flows to the 
EU. This could draw on the experience acquired by the EU in setting-up a Pan European 
Automated Clearing House for retail payments for the introduction of the euro. There is 
already a precedent in this area, with the establishment of an automated clearing house 
between the United States and Mexico. Some EU Member States are currently looking at the 
feasibility of similar schemes, and the Commission wishes to take part in such efforts. 

The proposal for a Directive on payment services (see above), by supporting the creation of 
EU-wide infrastructure for the provision of payment services, will in itself make it easier to 
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reach the critical mass that might make it profitable to link EU payment systems with those of 
third countries. 

In addition, a number of schemes involving the use of state of the art technology13 are 
currently being developed. The Commission believes that such systems can offer a potential, 
even though illiteracy and technological shortfalls could limit their relevance in some 
developing countries. 

The Commission will, in the light of market developments and with the involvement of 
private operators, further consider the possibility of providing, within the framework of the 
Aeneas programme, financial support to pilot projects fostering the use of new technologies 
with a view to providing cheap, easily available competitive remittance services that open up 
economic opportunities in developing countries.  

5. Improving access to banking/financial services 

In sending countries, apart from transparency (see point 2. above), the main issue is 
facilitating the access of migrants to banking services. Better information about remittance 
flows may increase financial institutions’ interest for migrants as potentially interesting 
customers. Several Spanish banks have taken significant steps to attract migrants, for example 
by opening off-hours banking facilities and hiring staff from the main migrant communities. 
But public authorities can have a role to play in facilitating this change of mindset, as was 
indeed the case in Spain. Measures to improve the financial inclusion of migrants should be 
inspired by good practice in the EU and beyond. 

In recipient countries, insufficient access of the rural population and the poor to banking 
services often remains a critical issue, as banking networks rarely extend beyond large cities. 
Solutions include partnerships between ‘mainstream’ banking institutions and those networks 
that are present in rural areas, i.e. micro-finance institutions or post offices. Already effective 
or planned partnerships such as those between Spanish financial institutions and Latin 
American micro-finance institutions or between French and African institutions seem to point 
to the way forward. At the same time, recipient countries should look at regulatory obstacles 
that often make it difficult or impossible for micro-finance institutions to team up with 
mainstream institutions, including those that prevent the emergence of real competition in the 
banking sector.  

The Commission will raise the issue of the access of migrants to financial services in its 
contacts with relevant stakeholders. It is also ready to consider – in partnership with the 
countries concerned – initiatives aimed at improving access to banking and financial services 
in developing countries, with a focus on the possible role of micro-finance institutions., as 
well as appropriate accompanying measures (information activities, etc.).  

                                                 
13 In particular money transfers involving credit or debit cards and allowing unbanked beneficiaries to 

withdraw the transferred money from ATMs. Other novel systems are based on mobile phone 
technology. 
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ANNEX 3: 
INITIATIVES AND RECOMMENDATIONS FOR FACILITATING THE CONTRIBUTION OF 

REMITTANCES TO THE DEVELOPMENT OF MIGRANTS’ COUNTRIES OF ORIGIN 

The discussion of this issue raises an important caveat. Whereas remittances do constitute 
very important financial flows to developing countries, they have a specific characteristic 
when compared with other types of flow: they are private money.  

The Commission believes that respecting the private nature of remittances must be the 
overarching principle underlying Community policy in this area. The objective in this area 
should therefore be to open opportunities for migrants who wish to use part of their 
remittances for any form of investment supporting development. 

In addition, remittance flows are influenced by a number of factors on which policy makers 
have little influence. For example, the composition of migration will matter as much as its 
size for determining the size of remittance flows. Migrants remit money to those who are 
close to them, usually members of their family who stayed behind. This is why family 
reunion, for instance, tends to lead to a reduction in the volume of remittances from the EU to 
Turkey and North Africa. Looking ahead, the retirement of the first generation of migrants 
will also affect remittance flows to the Mediterranean region. Another example of the 
importance of the composition of migration flows relates to the fact that highly skilled 
migrants tend to send a smaller proportion of their income home. Therefore, selective 
immigration schemes can also affect remittance flows.  

This being said, there are a number of ways in which a policy mix, which should be country 
specific, can support such objectives. In this respect, specific attention needs to be paid to so-
called collective remittances, i.e. the transfers that migrants make collectively for 
philanthropic purposes via their organisations in the country of residence, also known as 
Hometown Associations (HTAs). 

The Commission believes that action can be considered in the following four areas: 

1. Improving the investment climate and fostering good governance  

There is significant evidence that no incentive system will be as effective in persuading 
migrants – as indeed any other investor – to invest part of their remittances in business 
activities in their home country as a sound investment climate. This entails simplified 
business procedures, a transparent bureaucracy, a functioning judicial system that guarantees 
the rule of law and property rights, absence of corruption as well as a sound macro-economic 
framework and good quality infrastructure. All these factors also impact on brain drain, return 
and retention, three issues that are discussed in other parts of this Communication. Promoting 
these and other aspects of good governance is above all a responsibility for developing 
countries themselves, but donors can and should play a supportive role. The approach the 
Commission proposes to follow in these areas will be further explored in the forthcoming 
review of the EU Development Policy Statement14. 

                                                 
14 Proposal for a joint Council/EP/Commission statement on EU Development Policy, the ‘Brussels 

Consensus’, July 2005. 
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2. Extending financial intermediation in developing countries15 

Not all migrants are willing and/or able to become entrepreneurs – especially where, as they 
remain in their country of residence, they would have to manage their investment from a 
distance. However, the Commission believes that there are ways to make it easier for migrants 
to contribute to the development of their country of origin, while reaping fair rewards for their 
hard-earned savings. The establishment of an efficient system of financial intermediation can 
play a key role in encouraging migrants or their relatives back home to entrust their savings to 
financial institutions. This could lead to a better allocation of resources promoting productive 
investment and therefore result in welfare gains for the country or region of origin. In a 
number of developing countries, especially in Africa, there is reportedly a ‘financing gap’ 
between micro-finance loans on the one hand (typically up to a few hundred euros) and loans 
to large SMEs (from a few tens of thousand euros upward), with small enterprises finding it 
difficult to obtain loans in the region of a few thousand euros. Guarantee mechanisms could 
play a useful role in this respect. In addition, there are in some cases rules that make it 
difficult for micro-finance institutions to offer a full range of financial services to poor or 
rural people. Addressing them would make it easier to ‘bank the unbanked’ and therefore help 
maximise the potential of remittances (for example by enabling recipients to have access to 
savings instruments). In addition to the assistance already being provided to some developing 
countries in developing their financial service sectors, the Commission could consider further 
assistance in this area. Community assistance in making micro-finance institutions more 
active in the area of remittances will need to take into account the ongoing work by other 
donors. 

The Commission is willing to look – in partnership with the countries concerned and, where 
relevant, in cooperation with the EIB – at possibilities to enhance financial intermediation in 
developing countries, including through facilitating partnerships between micro-finance 
institutions and mainstream financial institutions. 

Although the EC cannot fund credit lines/revolving funds and guarantee funds for 
microfinance operations, including those involving migrants, the Commission is ready to 
consider partnerships in these areas with interested IFIs, including the EIB, provided that an 
upfront agreement can be reached with such institutions and under the condition that they take 
full responsibility for the operational implementation of the credit line/guarantee fund.  

3. Collective remittances and co-funding schemes 

Hometown Associations (HTAs) can play an important role in helping allocate part of the 
savings of individual migrants towards initiatives that either are directed towards productive 
activities (industry, agriculture) or at least play a role in improving the living conditions of 
people in communities of origin, for example via the financing of small-scale local 
infrastructure (water sanitation, health infrastructure, etc.). There is now significant evidence 
that, in order for such efforts to bear fruit, migrants’ organisations and the relevant local 
communities need to be at the origin of the projects. Support from local authorities and other 
donors can however be an asset. Co-funding to top up the efforts of migrants is sometimes 
provided by public authorities, either from the receiving country16 or from the country of 

                                                 
15 This is closely linked to the issues addressed under point 5 of Annex 2. 
16 This type of scheme is an important component of the co-development policy that has been devised by 

France. In particular, programmes to support initiatives by migrants from Senegal and Mali residing in 
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origin (this is the case of the ‘tres por uno’ scheme, initiated by the State of Zacatecas and 
later emulated in other Mexican States).  

Following an evaluation of the sustainability, relevance and effectiveness of the pilot projects 
funded under former budget line B7-667 (cf. Annex 1), the Commission will consider the 
possibility of providing funding in the context of the appropriate budget lines to joint projects 
by diaspora organisations – preferably from two or more Member States – and local 
organisations interested in supporting local development.  

It also invites Member States which run similar schemes or consider doing so to exchange 
experiences and best practices. 

4. Incentive-based policies 

Many countries of origin have developed special incentive schemes to encourage migrants to 
invest part of the funds they remit in savings vehicles that are used for funding development-
friendly infrastructure or productive activities, such as Government bonds or savings accounts 
offering privileged interest-rates. The record of such incentive schemes is somewhat mixed, 
however, and the Commission does not wish to recommend this sort of action, given the 
variety of possible schemes. Nonetheless it is clear that the governments of countries of origin 
of migrants should refrain from creating or maintaining disincentives to such investments (i.e. 
treating them less favourably than purely domestic investments). 

                                                                                                                                                         
France in their country of origin are underway. In Italy and Spain similar schemes – often initiated at 
regional or city level (Italy) or at the level of regional communities (Spain) – have been launched to 
support projects in various countries. In the Netherlands, migrants’ projects are supported via the so-
called ‘Front Office’ facility, which is managed on behalf of the Dutch government by five co-financing 
NGOs. The Community has also provided support to such projects in the framework of budget line B7-
667 (cf. Annex 1). 
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ANNEX 4: 
INITIATIVES AND RECOMMENDATIONS FOR FACILITATING THE INVOLVEMENT OF 

DIASPORAS IN HOME COUNTRY DEVELOPMENT 

As part of transnational communities linking countries of origin and countries of residence, 
diasporas17 can make an important contribution to the development of their home countries. 
The various ways in which their possible forms of contribution – remittances, skill or know-
how transfers, etc. – can be facilitated are addressed in the various sections of Chapter 2 and 
the relevant annexes. This annex, however, looks at how – if appropriate – public authorities 
can encourage diaspora members to become more involved in the development of their 
country or region of origin. 

Of course, it is up to each diaspora member to decide whether, to what extent and in what 
form (s)he wishes to contribute to the development of his/her country of origin. Public 
policies in this area can only provide incentives, facilitate and be responsive to people’s own 
initiatives.  

The Commission believes that action in this area should concentrate on the following three 
sets of issues: 

1. Helping developing countries map their diasporas and build links with them 

A key difficulty that sending and receiving country governments are often faced with in terms 
of dealing with the diaspora is precisely knowing the diaspora. There is therefore a case for a 
policy to support the creation of databases of the skills available in a given country’s or 
region’s diaspora abroad, where interested members can register. A number of projects along 
these lines have already been launched – for example a database where skilled members of the 
Senegalese diaspora abroad can register their interest in contributing to the country’s 
development and provide details of their skills – and such initiatives could be used as sources 
of inspiration by other countries. Another example is the support provided by Italy to Egypt18 
or to Ghana and Ethiopia (via the MIDA-Italy programme, managed by the International 
Organisation for Migration), to improve their links with their respective diasporas, notably in 
Italy. 

In addition, governments in receiving countries that would like to involve foreign diasporas in 
their work with developing countries, or to support their initiatives, are faced with the 
additional difficulty of identifying ‘the right interlocutors’ among the various organisations 
representing diasporas. France, for example, has addressed this problem by encouraging 
diaspora organisations involved in the development of countries of origin to pool their efforts 
within the framework of an umbrella organisation, FORIM19. Other Member States are 

                                                 
17 For the purposes of this Communication, we use a broad definition of the diaspora. The diaspora from a 

given country therefore includes not only the nationals from that country living abroad, but also 
migrants who, living abroad, have acquired the citizenship of their country of residence (often losing 
their original citizenship in the process) and migrants’ children born abroad, whatever their citizenship, 
as long as they retain some form of commitment to and/or interest in their country of origin or that of 
their parents. In some extreme cases, such as the Chinese diaspora, people may still feel part of a 
country’s diaspora even though their family has been living in another country for several generations. 

18 Cf. the website http://www.emigration.gov.eg 
19 Forum des organisations de solidarité internationale issues des migrations. 
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moving in the same direction, for example the Netherlands, which has set up a ‘National 
Ethnic Minorities Consultative Committee’ (LOM), which groups together seven ethnic 
minority organisations and which will in future be consulted on important development policy 
initiatives, or Germany’s GTZ, which has taken steps to build a working relationship with 
organisations representing the diaspora. The UK is also taking steps in the same direction, 
through support to an umbrella organisation (Connections for Development). 

The Commission will consider supporting efforts initiated by source countries at national or 
regional level to set up databases where members of diasporas interested in contributing to 
home countries’ development can register on a voluntary basis, and more generally to 
maintain links between these countries’ and their diasporas, in coordination with other donors. 
The Commission invites those Member States that do not already do so to identify and engage 
diaspora organisations which could be suitable and representative interlocutors in 
development policy and/or possible initiators of development projects in countries of origin. It 
would also welcome steps by the organisations representing diasporas involved in the 
development of countries of origin to set up a mechanism that could ensure appropriate 
representation of their interests at EU level, in particular as far as policies of interest to these 
countries are concerned. 

2. The role of young people 

Helping young people from migrant communities maintain some form of relationship with the 
country of origin of their parents can both contribute to their integration – by helping avoid a 
sense of not belonging anywhere – and encourage them to maintain a commitment to the 
development of that country20, for example by encouraging them to visit it and get acquainted 
with the challenges it faces. Community policy, based on existing intra-EU experience, could 
play a role in this respect. 

In addition to already existing initiatives, notably by local authorities in the framework of 
twinning schemes, which should be encouraged, the Commission will assess the feasibility of 
youth exchange schemes focused in particular on migrant communities, based on the 
experience gathered with existing intra-EU schemes.  

3. Integration and citizenship 

Integration of migrants is much more than just a part of a diaspora mobilisation policy; it is 
one of the central pillars of EU immigration policy, and its main features are covered in a 
number of recent policy documents21. This policy, by allowing migrants to feel that their 
cultural identity is recognised and valued, should encourage them to remain committed to 
their country of origin and those they have left behind. In addition, it is also increasingly 
being recognised that migrants’ personal involvement in the development of their country of 
origin in turn facilitates their integration in the country of residence. The Commission is about 

                                                 
20 Even if there is evidence that second-generation diaspora members have forms of commitment that 

differ from those of the first generation: skill transfers or productive investment tend to replace 
remittances. 

21 In particular the Common Basic Principles adopted by the Council on 19 November 2004. In addition, 
there is Community legislation already in force on various important issues such as the rights of long 
term residents, family reunification, and the fight against discrimination, racism and xenophobia. A 
handbook on integration for policy-makers and practitioners was also published in November 2004, and 
further efforts will be undertaken to encourage exchanges of experiences between Member States. In 
addition, a second Annual Report on Migration and Integration will soon be published. 
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to propose new orientations in the area of integration, by way of a Communication that will be 
adopted simultaneously with this Communication. 

ANNEX 5: 
INITIATIVES AND RECOMMENDATIONS FOR FOSTERING  

CIRCULAR MIGRATION AND BRAIN CIRCULATION 

The development of new, faster modes of transportation and communication as well as the 
emergence of transnational communities mean that circular migration, in which migrants tend 
to go back and forth between the source country and the destination country, and return 
migration will become increasingly widespread. From a development standpoint this is good 
news, as circular and return migration offer a significant potential for both source and 
destination countries, the migrant and his/her relatives in the country of origin. Return, even 
temporary, is likely to lead to the transfer of skills, know how and/or new cultural attitudes. 
Both circular migration and return can help mitigate the impact of brain drain. Both also 
foster brain circulation, which can be defined for the purpose of this Communication as the 
possibility for developing countries to draw on the skills, know-how and other forms of 
experience gained by their migrants – whether they have returned or not – and members of 
their diaspora abroad. However, there are still obstacles to circular migration and to the return 
of migrants to their country of origin. Removing them would help liberate the potential of 
brain circulation for development.  

The Commission believes that action is necessary in the four following areas: 

1. Managed migration as an instrument of brain circulation 

The Commission recently published a Green Paper on an EU approach to managing economic 
migration22, the aim of which is to actively contribute to the on-going debate on the most 
appropriate form of Community rules for admitting economic migrants.  

The Green Paper stresses the need for the Community to manage migration flows in 
cooperation with countries of origin, thereby taking into account the challenges they face– 
including brain drain in particular – and their needs. It specifically asks the question of 
whether preference, in terms of admission, should be granted to certain third countries and 
how23. 

As a result of the comprehensive debate launched by the Green Paper, which culminated with 
a hearing organised on 14 June 2005, the Commission will present, by the end of 2005, a 
policy plan on legal migration. This plan will include ideas on how the joint management of 
economic migration flows between countries of origin and destination can contribute to 
improving the benefits of migration for the development of countries of origin 

                                                 
22 COM(2004) 811, 11.1.2005 
23 Bilateral agreements between a country of destination and a country of origin, aimed at joint 

management of economic migration flows – as concluded by some EU Member States with a number of 
third countries – are one possible way in which such preferences can be granted. 
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2. Maximising the potential of temporary migration 

Temporary migration – sometimes even seasonal migration – is becoming an increasingly 
popular way of meeting the demand for unskilled or relatively low skilled labour in a number 
of Member States. Whilst it is true that such temporary migration has limited advantages in 
terms of skills enhancement, especially as far as low-skilled workers are concerned, its 
potential positive impact on development or at least poverty alleviation should not be 
dismissed too quickly. It can help relieve excess labour supply in developing countries, and 
the remittances which workers send to their relatives often represent a significant share of 
families’ overall income – especially since temporary migrants tend to remit more than 
longer-term migrants as a percentage of their income.  

Policies to maximise the developmental impact of temporary migration, in addition to the 
general recommendations on remittances24, should focus on encouraging circular migration, 
by giving a priority for further temporary employment to workers who have already worked 
under such schemes and have returned at the end of their contract, and also on offering 
appropriate rewards to participating migrants. This could for instance build on the experience 
of some Member Starts in reimbursing pension contributions at the end of the worker’s 
contract or include the payment by the country of residence of a top up on the worker’s 
savings. Taking into account the results of the debate on the Green Paper on economic 
migration, the Commission will also examine the possibility of defining a general framework 
for the entrance and short-term stay within the common area of seasonal migrants. The 
Commission will continue discussions with Member States, social partners and civil society 
on these issues.  

In addition, temporary migration linked to the cross-border provision of services is also 
starting to feature highly on the international trade policy agenda, within the framework of the 
General Agreement on Trade in Services (GATS – the so-called Mode 4), with a focus on 
skilled labour. However the numbers of people covered by Mode 4 commitments, or taking 
advantage of them, are extremely small in comparison with the numbers of other temporary 
migrants or of long-term migrants. 

Whilst Mode 4 is only one form of temporary migration - and is essentially an aspect of trade 
rather than migration policy – it may offer insights into the development of temporary 
migration schemes that would help both to maximize brain circulation in the interests of 
developing countries and contribute to well managed migration through clear rules on period 
and purpose of stay. The Community is promoting an approach to Mode 4 which adopts 
common terminology and transparent arrangements governing the categories of people 
covered and length of stay. This model could be built on for the further development of Mode 
4.  

In addition, the Commission already proposed in March 2004 a Recommendation concerning 
the facilitation of issuing conditions for uniform short stay visas for researchers from third 
countries travelling within the EU for the purpose of carrying out scientific research. 

                                                 
24 Cf. section 2.1. in the main text and Annexes 2 and 3. 



 

DE 28   DE 

3. Facilitating return migration 

The return of migrants to their country of origin can have a significant positive impact in 
development terms, provided that it is well prepared and that the migrant is an active 
protagonist in his/her own return, with a project – entrepreneurial for example – (s)he intends 
to carry out. While schemes to assist the return of migrants will usually be focused on legal 
migrants, they should not necessarily be reserved to them. The experience of the French “aide 
à la réinsertion” scheme shows that such schemes sometimes offer an ‘honourable way out’ to 
migrants whose migration project has failed, including some illegal migrants. 

A number of general lessons can be drawn from the various return schemes that have been 
developed, notably at the level of EU Member States25, by the Community26 and by 
international organisations such as the International Organisation for Migration (IOM). A first 
lesson is that financial support is not enough to make return a success27. Advice and other 
forms of non-financial assistance, both before and after the migrant’s return, play an 
indispensable role, especially when the migrant – who does not necessarily have directly 
relevant experience – intends to start his/her own business in the country of origin. Another 
lesson is that migrants are often reluctant to envisage a return to their home country unless 
they have some guarantee that they will be able to continue to travel back and forth between 
the country of origin and the (former) country of destination. This is obviously the case when 
the migrant plans to continue some form of business activity in his/her former country of 
residence, but such a possibility can also play the role of an insurance mechanism, especially 
when the migrant – be he or she a former refugee or asylum seeker or not – comes from a 
country whose future stability – economic or political – remains problematic. This problem 
can be addressed, at least on a temporary basis, by granting the returnee a multi-entry visa 
allowing him/her to return to his/her former country of residence. A number of Member States 
have taken steps in this direction. Another possibility that has similar effects is to maintain the 
validity of the returning migrant’s residence permit for a certain amount of time after his/her 
return. Such a system exists in Denmark, where, in addition, refugees potentially willing to 
return to their country of origin are given the possibility of returning temporarily to assess the 
situation and prospects before they make a final decision to return, and refugees and their 
families who return voluntarily are allowed to go back to Denmark within one year of their 
return. 

The Commission will invite Member States and other interested stakeholders to share their 
experience of the elaboration and management of assisted return programmes and of support 
of countries of origin with the successful reintegration of return migrants. Within this 
framework, it will examine relevant short-term visa policy issues. 

A number of practical steps should also be taken to facilitate the return of migrants to their 
country of origin: 

                                                 
25 An interesting example is the scheme run by the ‘Gothenburg Initiative’ (Göteborg Initiativet), an NGO 

supported by the City of Gothenburg and the Swedish authorities, which has devised a scheme whereby 
willing refugees, notably from Bosnia and Herzegovina and Somalia, living in Gothenburg are being 
supported in developing self-employing business activities upon returning to their country of origin.  

26 Especially the Afghanistan return scheme (cf. point 2 of Annex 1). 
27 In addition, exclusively financial support might attract purely opportunistic applicants with no serious 

interest in developing and implementing a personal project for a successful return. 
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• Member States should ensure that the pensions obtained in a migrant’s former country of 
residence can be paid to him/her in the country of origin after his/her return; or that the 
contributions made by a migrant and by his/her employers into public pension schemes can 
be paid back to him/her as a lump sum upon his/her return to the country of origin in cases 
where the total amounts paid are not enough to entitle him/her to a pension. 

• Steps should be taken to ensure that a migrant’s education and qualifications received in 
the country of destination can be easily recognised by authorities in the country of origin, 
as this will facilitate his/her professional integration upon returning28. 

• Member States could offer the possibility for financial institutions to open up special 
savings accounts accessible to migrants intending to return to their home country at the end 
of their work experience. These products could benefit from a favourable tax treatment, 
and the Member State of residence could also grant an interest rate subsidy and/or a bonus 
at the time of return. 

• As far as researchers and other skilled professionals are concerned, it is essential that they 
can, upon return, continue to have exchanges with their former colleagues. Fellowships for 
returning researchers and instruments such as web portals to allow continuous interactions 
within trans-national research communities are among the instruments that will be 
supported under the 7th Framework Programme on R&D29. 

The Commission will look at the possibility of proposing measures in areas such as the 
transferability of pension rights, the recognition of qualifications or mechanisms to ensure that 
researchers or other professionals who have worked in the EU can keep in touch with their 
former colleagues to facilitate voluntary returns and help them reintegrate successfully. 

4. Temporary or virtual return 

Migrants do not necessarily need to return permanently to their country of origin to contribute 
usefully to its development. Indeed, temporary return appears as a promising way in which 
diasporas can be mobilised in favour of countries of origin (cf. section 2.2. in the main text). 
Obviously, it is up to individual diaspora members to decide whether and how they want to 
get involved. However, available evidence shows that many diaspora members are already 
active, and many more would be willing to follow suit provided that more appropriate 
conditions were in place. This is where public policy can play an important role. 

                                                 
28 Conversely, steps to facilitate the recognition of the skills acquired by migrants outside of the EU, if 

feasible, could make it easier to fully use their potential and avoid the risk of ‘brain waste’. The 
development of co-operation with a number of third countries – notably the EU’s immediate neighbours 
– in the area of education could allow for some progress in this respect, at least as far as formal 
qualifications (diplomas) are concerned. 

29 Moreover, the Commission has already issued, as part of the package on the admission of third country 
nationals to carry out scientific research in the European Community - COM(2004) 178, 16.3.2004 -, a 
draft recommendation encouraging Member States to ‘promote the international mobility of researchers 
from third countries needing to travel frequently within the European Union by issuing them with 
multiple entry visas’. In addition to ensuring brain circulation, such measures can also contribute to 
limiting the brain drain of scientists from developing countries (cf. section 2.4. in the main text and 
Annex 6), by lowering the disadvantages for researchers of residing and working in developing 
countries. 
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There are several ways in which temporary return can allow diaspora members to contribute 
to the development of their country or region of origin. Short or medium term secondments of 
scientists, doctors, engineers or other qualified professionals in institutions in their countries 
of origin can enable them to share their skills and knowledge with those who have remained 
“at home”. Diaspora skills databases (see point 1 in Annex 4) can enable authorities or 
institutions in countries to tap into the available skills potential. International organisations 
such as IOM (with the Migration for Development in Africa programme – MIDA) and UNDP 
(with the Transfer of Knowledge through Expatriate Nationals scheme – TOKTEN) have 
developed significant expertise in this area, and the activities they manage are often supported 
financially by one or several EU Member States30 or the Community. In this case, temporary 
return can be complemented or in some cases replaced by “virtual return”, relying on 
electronic communications (for example, via distance learning, a University professor in an 
EU Member State can also teach to students in a University in his/her country of origin, where 
(s)he could also be physically present for a couple of months each year). 

The Commission proposes to build upon existing experience in temporary or virtual return 
programmes and extend it, where necessary, to other parts of the developing world. It will 
also look at the possible support that could be provided to e-learning schemes within the 
framework of Community programmes on information and communication technologies 
(ICT).  

Furthermore, initiatives will be taken within the framework of the 7th Framework Programme 
on Research and Development to facilitate networking between foreign researchers working 
in the EU – especially those working in areas of direct interest to developing countries – and 
research organisations in their countries of origin.  

The Commission will also look at how to ensure that the residence rights in the EU of 
diaspora members who decide to engage in such activities are not affected by temporary 
returns to countries of origin.  

Temporary return, and more generally circular migration, can also allow migrants or diaspora 
members who have succeeded in business activities in the EU to set up additional business 
activities – either directly connected or not to their main activity in the EU – in their country 
of origin, thereby actively contributing to the latter’s development through innovation and job 
creation. The work conducted by the Commission in the area of ethnic entrepreneurship31 
shows that migrants and more generally persons of foreign origin are often likelier than other 
people to engage in entrepreneurial activities. They therefore constitute an important skills 
potential for their countries of origin, provided that appropriate policies are implemented. 
Their knowledge of both the country of origin and the country of residence can be an 

                                                 
30 For instance, a MIDA project for the Great Lakes region was funded by Belgium, and another project 

for Ghana was funded by the UK and the Netherlands. 
31 Following preparatory work, a Commission study on ‘Promoting Ethic Minority Entrepreneurs’ is about 

to be carried out in the framework of the Multi-annual programme for enterprise and entrepreneurship 
2001-2005. In addition, the Commission’s Action Plan on Entrepreneurship - COM(2004) 70, presented 
on 11 February 2004 - foresees a key action on «Providing tailor-made support for ethnic minority 
entrepreneurs» and commits the Commission to collaborate with national and regional authorities to 
address those areas where the needs of ethnic entrepreneurs are still insufficiently met, namely access to 
finance and entrepreneurial networks. It foresees that the Commission will encourage networks among 
policy-makers and seek the active involvement of representative bodies of ethnic minorities for building 
a better dialogue at EU, national and regional level.  
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important business asset, in particular for marketing in the EU products from the country of 
origin32 – or even the country itself as a tourist destination. Some initiatives have been 
developed with a view to facilitating the investments of such people in their country of origin, 
for example a project – funded under EC budget line B7-667 – to help highly skilled members 
of the Moroccan diaspora in France set up innovative start-ups in Morocco. 

The Commission will continue to make support available in future, under the Aeneas 
programme, to projects by which migrants or diaspora members set up sustainable economic 
activities in countries of origin, with a preference for projects in third countries involving 
diasporas in two or more Member States. Such projects should be coherent with the 
development strategy of the third country concerned. 

In addition, it will further study the ways in which interested entrepreneurs from migrant 
communities can contribute to the development of their country of origin, the obstacles they 
face in doing so and the policies that should be followed to overcome these obstacles.  

Perhaps more importantly, in addition to direct financial support for such involvement of 
diaspora members, public authorities can also contribute to such efforts by removing a 
number of obstacles, in particular by: 

• in the public sector, offering the possibility for secondments to institutions in developing 
countries for migrants or diaspora members wishing to engage in such activities; 

• in the private sector, removing legal obstacles to unpaid sabbatical leaves and encouraging 
businesses to enable their employees of foreign origin to take unpaid leave for engaging in 
such activities33; 

• in both cases, ensuring that the persons in question can continue to contribute to and 
benefit from social security schemes, in particular health insurance and pension schemes. 

The Commission will foster the identification of best practices in areas such as secondments 
or sabbatical leaves, and the related social security aspects, that can facilitate temporary 
return, as part of the dialogue to be launched with Member States as a follow-up to this 
Communication. 

                                                 
32 Migrants and more generally diasporas can therefore play an important role in helping their countries of 

origin take advantage of the important trade concessions granted by the Community to developing 
countries, notably in the context of the ‘Everything But Arms’ (EBA) initiative, and which at present 
are far from being fully used by beneficiary countries.  

33 This issue may be raised by the Commission with the Social Partners in the framework of the 
discussions underway on Corporate Social Responsibility. 
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ANNEX 6: 
INITIATIVES AND RECOMMENDATIONS FOR MITIGATING THE ADVERSE EFFECT OF 

BRAIN DRAIN ON DEVELOPING COUNTRIES 

Whereas there are many cases where migration is profitable for countries of origin, it can 
cause damage in specific situations. This is particularly so when emigration leads to 
significant skills shortages in sectors that are essential for the social or economic development 
of the countries in question. Such cases are best documented in the healthcare and education 
sector and the worst affected countries appear to be in Africa and in the Caribbean, but 
problems could also appear in other sectors or parts of the world. The phenomenon of brain 
drain affects particularly poorer countries because emigrants tend to have a better education 
than those who stay at home (the greater the distance, the greater the difference tends to be) 
and because selective immigration policies in developed countries have contributed to the 
acceleration of the emigration of skilled professionals.  

It must be noted that education abroad can also contribute to brain drain if students do not 
return at the end of their studies. This phenomenon can become self-sustaining if emigration, 
by depriving universities of their best students, leads to lower quality levels, encouraging 
further emigration. 

While there is no such thing as a ‘right to migrate’, it must be acknowledged that the decision 
to look for and take up employment abroad is largely based on an individual assessment by 
the persons concerned of the costs and benefits of such a choice. Public policies often have 
little influence on this decision. In addition, Member States retain significant competences in 
the area of economic migration and there are obvious limits to the scope for Community 
action in this area. The Commission believes, however, that action in this area should 
encompass the following issues: 

1. Improving the evidence base 

The sensitivity to brain drain-type problems varies enormously from country to country and 
from sector to sector. Whereas some developing countries suffer from very significant 
shortages of critical skills, others have an excess supply of these skills34, and some even have 
a deliberate policy of exporting skilled people, often trained in specialised, private educational 
institutions. Any sensible policy on mitigating brain drain should therefore be based on sound 
data at sectoral and country (or even sub-national, in the case of large countries) level. 

The Commission, in collaboration with other interested organisations and donors, is willing to 
support efforts by interested developing countries to improve their knowledge of their labour 
markets, including shortages or excesses of skills at sectoral level. This would serve as a basis 
for countries to devise responses to the identified problems, in the framework of their poverty 
reduction strategies.  

The Commission is ready to support such responses, in the framework of its assistance to 
these countries. In addition, it would also make such information available to Member States, 

                                                 
34 In other words, a situation where there are not enough suitable employment opportunities for graduates. 

In such situations the emigration of skilled professionals can be characterised as ‘brain overflow’ rather 
than as brain drain. 
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so as to help them steer their recruitment policies in a way that does not harm the 
development of countries of origin, as well as to the general public. 

As an example of possible responses, the Commission is currently preparing a separate 
Communication on 'Addressing the Crisis in Human Resources for Health', which will aim to 
prepare a set of innovative responses to human resource crisis in developing countries, within 
the broader health context of these countries, and building upon the framework set out in this 
Communication.  

2. Disciplining recruitment 

The issue of limiting recruitment of qualified professionals from developing countries 
suffering from severe skills shortages in key sectors was raised previously by the Commission 
in the December 2002 Communication. While it is not desirable to prevent individual would-
be migrants from looking for suitable employment in the EU, there is a case for limiting 
active recruitment by or on behalf of EU employers in those developing countries and sectors 
that suffer from severe skills shortages. Especially at a time when the need for skills in 
developed countries is expected to increase, a situation where recruitment is carried out at the 
expense of development objectives must be avoided. One Member State, the United 
Kingdom, has developed a voluntary instrument in the healthcare sector35 and there is 
therefore already some experience in the EU. In addition, the World Health Assembly has 
called for international action in this area36.  

It is the Commission’s view that isolated action by one or a few countries is unlikely to be 
very effective if other developed countries do not show the same degree of self-discipline. 

The Commission encourages Member States to develop mechanisms such as codes of conduct 
to limit active recruitment in cases where it would have significantly negative repercussions 
for targeted developing countries, especially in the healthcare sector, and to coordinate their 
respective efforts in this area.  

The Commission will also strive to persuade other important destination countries to work 
towards similar arrangements. The possibilities for a global approach to recruitment policies 
should be explored and this issue be raised in the appropriate international fora, such as the 
WHO. 

The orientations which the Commission will issue as a follow-up to its Green Paper on 
economic migration could also further contribute to the debate on disciplining recruitment37. 

3. Helping developing countries replenish their skills base 

For source countries the phenomenon of brain drain often represents a loss of significant 
investment in training and education, at least when the people who migrate have been trained 
by public sector institutions. It is difficult, from a human rights perspective, to restrict 
people’s mobility by preventing them from looking for better paid employment or better 

                                                 
35 A revised, strengthened version of the Code of conduct on recruitments in the healthcare sector was 

issued in December 2004. 
36 ‘International migration of health personnel: a challenge for health systems in developing countries’. 

Resolution adopted by the 57th World Health Assembly on 22 May 2004. 
37 See Section 2.3 of the main text and Annex 5. 
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living and working conditions elsewhere38. However, the question arises whether destination 
countries could not, in one way or another, help developing countries that suffer from 
significant skills shortages as a result of migration to replenish their skills base.  

Some Member States are already providing financial support for the training of health 
professionals in developing countries where they have been actively recruiting. In the 
Commission’s view this type of ‘compensation-schemes’ should not be viewed as a substitute 
for a policy for disciplining recruitment. However, the Commission encourages Member 
States to consider skill replenishment schemes in countries that, as a result of brain drain 
processes, need to upgrade their healthcare and/or education human resource basis. 

4. Better use of existing skills resources within the EU 

An obvious response to the phenomenon of brain drain is for the EU to better use its own, 
existing skills resources. In this respect, the Lisbon strategy’s general objective of raising the 
activity rate in the EU offers a first response. At a more specific level, a well designed 
integration policy39 should also make it easier for the EU to tap into the partly unused 
potential represented by the migrants already residing in the EU. However, the maintenance 
by many Member States of transitional restrictions on the free movement of workers from the 
new Member States can also act in some cases as an obstacle to the optimal use of available 
skills resources40 in the enlarged EU. This would appear to militate in favour of a relaxation 
of temporary restrictions on free movement of workers from the new Member States. 

5. Fostering institutional partnerships 

It is often difficult for developing countries seeking to encourage skilled professionals to stay 
in these countries rather than to emigrate or to encourage their return to compete against the 
wages and working conditions available in developed countries. Still, wages are only part of 
the equation and the Commission believes that providing such professionals with career 
prospects and an adequate infrastructure could play an important role in changing the working 
conditions. Nowhere is this truer than in the research area. 

Fostering partnerships between institutions in the EU and in interested developing countries 
or region could play a role in addressing the causes of brain drain. In each case the precise 
mix of measures to be put in place would depend on a preliminary assessment of the country 
or region’s specific problems and needs. Measures could include support for the creation of 
partnerships between scientific or university institutions in developing countries and in the 
EU to conduct research activities jointly41. 

Other forms of partnerships between research institutions, universities, hospitals or other 
bodies in developing countries and EU Member States to mitigate brain drain could include 

                                                 
38 Even though some developing countries have devised a number of partial solutions. Indian medical 

students, for example, are obliged to spend a certain amount of time working in rural or poor areas 
before they get their diploma.  

39 Cf. point 3 of Annex 4. 
40 However, consideration must also be taken of the fact that some of the new Member States may 

themselves be suffering from a situation of brain drain in specific sectors, as a result of an outflow of 
skilled labour to the EU-15 or other developed countries. 

41 Support to such partnerships is already an important component of EU policy on research and 
development and will be further developed under the upcoming 7th Framework Programme. 
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‘shared work schemes’ in which scientists, researchers, doctors, technicians or other 
professionals from developing countries would share their work between an institution in their 
country of origin (University, hospital, research centre, etc.) and a partner institution in an EU 
Member State42. The possibility of providing Community support to such schemes could be 
assessed, notably in the framework of the 7th Framework Programme on R&D.  

6. Development cooperation as a source of employment opportunities for skilled 
professionals in developing countries. 

Tens of thousands of skilled professionals from developed countries are employed in the 
elaboration, management and implementation of ODA-funded assistance projects in 
developing countries. If a significant number of these professionals could be replaced by 
nationals from the beneficiary countries or regions, this would create important employment 
opportunities for these nationals. Most donors have already taken some steps in this direction, 
but more can be done.  

The Commission believes that donors, in the context of OECD/DAC, could usefully review 
the operational mechanisms of their technical assistance programmes with the specific 
objective of assessing whether stronger incentives for the employment of skilled professionals 
from developing countries by implementing bodies could be introduced.  

With regard to projects funded by the European Development Fund (EDF) in ACP countries, 
article 26 of Annex IV of the Cotonou Agreement already provides that, ‘in respect of service 
contracts, given the required competence, preference shall be given to 1) experts … from 
ACP States where tenders of equivalent economic and technical quality are compared…”. 

                                                 
42 Such schemes constitute one possible form of ‘circular migration’ (see section 2.3 in the main text and 

Annex 5). 
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ANNEX 7 
COMMISSION INTENTIONS WITH REGARD TO THE FOLLOW-UP OF THIS 

COMMUNICATION 

1. Dialogue with Member States 

Once the Council has adopted Conclusions on the implementation of this Communication, the 
Commission is in favour of initiating a multidisciplinary dialogue with and between Member 
States on migration and development, in which Member States’ Ministries dealing with 
migration in its various aspects – Development, Employment, External Relations, and Justice 
and Home Affairs – would be represented. This dialogue would aim at reinforcing coherence 
between the two policy areas. Its tasks would be threefold: 

• informing Member States on the implementation of this Communication in general and 
more specifically on progress on a number of initiatives taken in this context; 

• serving as a forum to exchange experiences and practices in the various areas covered by 
this Communication; 

• and, in doing so, contributing to improve overall coherence of these activities, in particular 
to maximise EU leverage at the global level. 

This dialogue could be complemented by an electronic forum for communication between 
members and an internet portal, also open to all interested parties, which would help access 
the various studies and research papers on issues related to the migration and development 
nexus prepared by or on behalf of the Member States, EU institutions or international 
organisations. This would help ensure that the significant amount of already available 
information is best used and avoid duplications.  

At a later stage, this internet portal could be extended to include identified best practices in 
the various areas covered by this Communication. 

2. Dialogue with Third Countries 

As developing countries are directly affected by EU policy on migration and development, the 
Commission will continue to integrate migration related topics in the dialogue with these 
countries. A number of the orientations presented in this communication and its annexes will 
require further debate and cooperation with interested developing countries, either 
individually or as members of regional groupings. These dialogues should use the existing 
institutional frameworks43.  

Policy initiatives, including assistance projects, should be based on an analysis of the situation 
of the country or group of countries concerned and designed and carried out in a spirit of 

                                                 
43 For example the dialogues with individual ACP countries provided for in Article 8 of the Cotonou 

Agreement, the bodies set up under the Association or Cooperation Agreements, or the mechanisms of 
the Euro-Mediterranean Partnership. Another example, is that of the countries of South East Asia, with 
whom the new bilateral agreements which will be concluded will provide for a "comprehensive 
dialogue on all migration-related issues” which could be used for addressing migration and 
development issues, among others. 
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partnership with these countries. Where appropriate, issues linked to the migration and 
development nexus should also be reflected in the relevant country strategy papers (CSPs) or 
regional strategy papers (RSPs).  

The Commission also proposes the establishment of a Migration Profile (MP) for each 
interested developing country. Such a document would bring together all information relevant 
to the design and management of an effective policy on migration and development44. This 
could help define a policy response which would tailor to the situation and needs of the 
country or countries concerned the instruments presented in a generic manner in this 
Communication and its annexes. (the proposed MP is further described in Annex 8). 

In addition, the Commission is ready to discuss with interested developing countries and their 
regional groupings the possibility and appropriateness of better reflecting – where appropriate 
– issues related to the migration and development nexus in Poverty Reduction Strategy Papers 
(PRSPs). 

3. Cooperation with international organisations 

In devising and implementing strategies to maximise the contribution of migration to 
development, EU institutions should take proper account of the work already done by a 
number of international organisations in these areas and the expertise available there in order 
to avoid duplications of efforts. In addition, the Commission does not necessarily possess the 
specialist expertise available in these organisations. The Commission will therefore reinforce 
its on-going dialogue on issues of migration and development with organisations such as the 
World Bank, ILO, UNHCR, the OECD, UNDP or IOM.  

4. Other stakeholders 

The Commission will maintain a dialogue with non-governmental actors, including social 
partners, on issues related to migration and development. In particular, it will welcome efforts 
by diaspora organisations engaged in the development of countries of origin to set up 
mechanism or structures to ensure their representation at EU level45. This should help these 
organisations express their views on the issues and initiatives set out in this Communication 
and its annexes and to contribute actively to its follow-up. 

                                                 
44 Including aspects such as the gender dimension of migration, refugee aspects or the factors that might 

facilitate illegal migration, smuggling and trafficking. 
45 Cf. point 1 of Annex 4. 
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ANNEX 8: 
MIGRATION PROFILES 

Given the impact of initiatives in the area of migration and development, an evidence-based 
approach which takes into account the realities of developing countries is necessary. In order 
to develop a tailor-made, partnership approach for interested developing countries, a better 
understanding of the migration situation and related issues is a pre-condition. With this in 
mind the Commission proposes the establishment of a Migration Profile (MP) for each 
interested developing country. Such a document, which would be prepared by the 
Commission in cooperation with the relevant country, would bring together all information 
relevant to migration and development, thus allowing for a more appropriate policy approach 
and contributing to a better understanding of the results of the policies implemented. 

Each MPs would aim to gather information on issues such as the labour market situation, 
unemployment rates, labour demand and supply and present or potential skill shortages by 
sector and occupation, skills needs in the country, skills available in the diaspora, migration 
flows, incoming and outgoing financial flows linked with migration, including migrant 
remittances, as well as relevant gender aspects and those related to minors.  

MPs would also include an overview of the policy framework of the country considered, 
including legal instruments relevant to migration. An overview of relevant projects and other 
initiatives in the country could also be included. They should finally aim to assess both the 
short- and long-term impact on developing countries' labour markets of various relevant 
migration-related policies, if possible at a sectoral and occupational level. 

A large amount of information required for devising MPs is already available, although not 
from a single source and not systematically for each country. MPs would provide a 
framework for bringing existing information from different sources together in a structured 
manner. In the beginning, MPs would be incomplete, but by revealing the gaps in the 
available information, they would make it easier to fill these gaps as time went on. 

Besides this factual information MPs should also review the results of analyses of the various 
areas that are relevant for migration policy. They would help respond to challenges such as 
how to deal with skills shortages or on the contrary labour surpluses, how to tap into the skills 
of the diaspora or how to maximise inflows of remittances and make more productive use 
thereof. 


